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Christian D. Ledig1 
Die Übersetzung der Finanzkrise in eine Wirtschaftskrise: Management- und 
Betriebsratsstrategien nach der Krise in einer Aktiengesellschaft 
Abstract: Im folgenden Beitrag werden mittels einer Ereignisstrukturanalyse die Handlungen betrieb-
licher AkteurInnen aus Management und Betriebsrat einer Aktiengesellschaft der IT-Branche analy-
siert. Die untersuchte Zeitsequenz beginnt mit der Reaktion des Vorstandes auf die Finanzkrise von 
2008 und endet mit der Unterzeichnung einer Vereinbarung zwischen Vorstand und Betriebsrat zu 
Cost Saving Maßnahmen zum 20. Februar 2009. Entworfen wird ein historisches Argument, das die 
Übersetzung der Krise in die betriebliche Realität der AkteurInnen nachzeichnet und eine im Betriebs-
rat verlaufende Konfliktlinie zwischen einer gewerkschafts- und einer unternehmensnahen politischen 
Gruppierung herausarbeitet. 
1 Einleitung 
Die Finanzkrise von 2008 
Das soziale Phänomen der nach der subprime crisis (2007) in den USA einsetzen-
den Finanzkrise wird in den sozialwissenschaftlichen Debatten unter anderem als 
„US financial crisis of 2008“ (Campbell 2011), ohne national-staatliche Zuschreibung 
als „Financial Crisis of 2008“ (Amable 2011), oder als „2007-2009 Great Recession“ 
(Block 2011) adressiert. Es gibt einen gewissen Konsens darüber, dass „institutional 
failure“ (Krugman 2009; Stiglitz 2010a) und ein „lack of moral values“ (Stiglitz 2010b) 
am Finanzmarkt und dem weiteren Umfeld seiner national-staatlichen Rahmung für 
die Finanzkrise von 2008 verantwortlich waren. Wie die momentane weltwirtschaftli-
che Entwicklung zeigt, war die zeitliche Verortung der Krise voreilig und die Diagno-
sen zu den Ursachen der Krise waren weitestgehend ohne politische Konsequen-
zen.2 Diese zeitdiagnostische Ratlosigkeit bezüglich der Finanzkrise von 2008 ver-
setzte die AkteurInnen in Aktiengesellschaften in eine Situation der Entscheidungs-
unsicherheit. Mein Paper geht nun der Frage nach, wie die AkteurInnen des Vor-
standes und des Betriebsrates eines DAX-Unternehmens der IT-Branche3 im Kontext 
dieses schwer zu fassenden makro-sozialen Phänomens reagierten, welche Auswir-
kungen die Krise auf die Handlungen und Strategien dieser AkteurInnen hatte. Ich 
werde im Folgenden ein historisches Argument entwickeln, um die Ereignisse nach 
dem 15. September 2008, dem Tag an dem die Lehman Brothers Holding Inc. „chap-
                                                            
1 Christian D. Ledig, Institut für Sozialwissenschaften, Humboldt Universität zu Berlin. Email: christi-
an.ledig@sowi.hu-berlin.de. Die hier dargestellten Ergebnisse zur untersuchten Zeitsequenz stellen einen Aus-
schnitt aus meinem Promotionsprojekt zur Einführung und ersten Legislaturperiode des unternehmensweiten 
Betriebsrates der SAP AG dar. Es handelt sich somit um work-in-progress. Mein Dank für Kommentare zu dem 
vorliegenden Paper gilt Dzifa Ametowobla, Arno Simons und Philipp Staab. 
2 Die nun einsetzende zeitdiagnostische Konstruktion einer „euro crisis [as] (...) a direct consequence of the crash 
of 2008“ (Soros 2011) mutet wie ein Versuch an, die Unzulänglichkeit bei der zeitlichen Verortung und den Grün-
den der Finanzkrise von 2008 durch das Konstruieren eines neuen sozialen Phänomens hinter sich zu lassen. 
3 Gemäß der Definition des Branchenverbandes BITKOM ist das Segment Software und IT-Dienstleistungen eins 
von vier Segmenten des Informationstechnologiesektors. Der Bundesverband Digitale Wirtschaft (BVDW) sieht 
das Segment Software und IT-Dienstleistungen als eins von drei Segmenten der Digitalen Wirtschaft bzw. der 
Neuen Medien (Abel/Ittermann 2006: 199; vgl. hierzu auch Boes/Baukrowitz 2002). Ich werde über das Segment 
der Software und IT-Dienstleistungen als IT-Branche referieren. 
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ter 11 bankruptcy protection“ beantragte, aus der Perspektive der AkteurInnen deu-
tend zu verstehen; sozusagen aus einer Perspektive die in der betrieblichen Realität 
des Fallunternehmens verankert ist. Hierbei sind vor allem die Fragen von Interesse, 
wer bestimmte, ob und wie die Finanzkrise Handlungsrelevanz erreichte und ob sie 
auf diesem Wege Einfluss auf die politische Praxis der BetriebsrätInnen erlangte. 
Das Fallunternehmen 
Empirisches Feld der Untersuchung war die SAP AG (SAP)4. Die interviewten Akteu-
rInnen arbeiteten im Headquarter der SAP in Walldorf – zwei in der nahebei liegen-
den Niederlassung in St. Leon-Rot. Die SAP beschäftigte zum Zeitpunkt der Erhe-
bung weltweit 47.584 MitarbeiterInnen, davon 14.925 in Deutschland.5 Das Fallun-
ternehmen ist in dem Segment der Software und IT-Dienstleistungen anzusiedeln. 
Das Unternehmen bietet betriebswirtschaftliche Standardsoftware (generische Be-
triebssoftware), sowie darauf abgestimmte Wartungs-, Beratungs- und Schulungs-
leistungen am Markt für Unternehmenssoftware an. Das Softwarepaket R/3 hat sich 
als Standard in diesem Marktsegment durchgesetzt und wird weltweit von Unter-
nehmen zur Optimierung strategischer und operativer Managemententscheidungen 
verwendet (siehe hierzu Pollock/Williams 2009). Das Unternehmensumfeld der SAP 
wird im Bericht zum Geschäftsjahr 2009 wie folgt dargestellt: 
„Der Markt für Unternehmenssoftware ist ein globaler Wachstumsmarkt. Faktoren, wie die sich 
ständig verändernden gesetzlichen Bestimmungen für die Unternehmenssteuerung und  
-berichterstattung, die immer weiter fortschreitende Globalisierung der Wirtschaft und der Han-
delsbeziehungen, eine steigende Verpflichtung der Unternehmen zu nachhaltigem Wirtschaften 
und intensiverer Wettbewerb, treiben die Unternehmen an, sich permanent an das sich wandelnde 
Umfeld anzupassen. Dabei geht es nicht nur darum, innovative und konkurrenzfähige Produkte 
auf den Markt zu bringen, sondern auch darum, kontinuierlich interne Strukturen zu optimieren, 
Prozesse effizienter zu gestalten und Netzwerke zu Kunden und Lieferanten immer weiter auszu-
bauen – Herausforderungen, die ohne moderne IT-Lösungen nicht bewältigt werden können. Dies 
gilt sowohl für die Unternehmen in den Industriestaaten als auch in zunehmendem Maße für die-
jenigen in den Entwicklungs- und Schwellenländern.“ (SAP AG 2010: 63) 
Das Kundennetzwerk von SAP überspannte 120 Länder und umfasste zum 31. De-
zember 2009 gut 95.000 Kunden. Die SAP kann ohne Zweifel als ein global vernetz-
tes Unternehmen klassifiziert werden. 
Meine Untersuchung konzentriert sich auf die politische Struktur und Praxis der 
Interessenvertretung bei SAP in Deutschland, hierbei vor allem auf die Einführung 
des unternehmensweiten Betriebsrates der SAP AG6 zum 21. Juni 2006 und dessen 
erste Legislaturperiode (bis zum 18. Mai 2010). Durch die Einführung eines Betriebs-
rates gemäß dem Betriebsverfassungsgesetzes (BetrVG) erfolgte zum 21. Juni 2006 
eine Transformation der politischen Struktur der informellen Interessenvertretung 
durch die ArbeitnehmervertreterInnen im Aufsichtsrat (ANVs): (1) es konstituierte 
sich nach der Betriebsratswahl vom 21. Juni 2006, durch die erste Sitzung des Gre-
                                                            
4 Wenn ich im Folgenden von der SAP spreche, so beziehe ich mich auf die Niederlassungen der SAP AG in 
Deutschland im Allgemeinen oder auf das Headquarter in Walldorf im Speziellen. Beide Einheiten befinden sich 
im Zuständigkeitsbereich des von mir untersuchten unternehmensweiten Betriebsrates. 
5 Die Zahlen spiegeln den „full-time equivalent headcount“ zum Ende des Geschäftsjahres 2009 wider (SAP 
2010). 
6 Die Bezeichnung „unternehmensweiter Betriebsrat der SAP AG“ ist die auch in offiziellen Dokumenten der SAP 
verwendete Bezeichnung. Unternehmensweit bezieht sich hierbei nur auf die SAP in Deutschland. 
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miums ein Betriebsrat bei SAP und (2) es wurde durch den Vorstand ein Employee 
Relations Office (ERO)7 eingerichtet, welches als Ansprechpartner für Anfragen von 
BetriebsrätInnen an AkteurInnen der Management-Ebene fungierte, sowie Anliegen 
von AkteurInnen der Management-Ebene an die betroffenen BetriebsrätInnen kom-
munizierte (siehe Abbildung 1). 
In diesem Paper fokussiere ich auf die Ereignisse zwischen dem 15. September 
2008 und der Präsentation von „Cost Saving Maßnahmen“ (SAP AG 2009) am 14. 
März 2009, als die Transformation der politischen Struktur bereits vollzogen war.8 
Methodisches Vorgehen 
Die Erkenntnisse zu den Ereignissen und den diese Ereignisse konstituierenden so-
zialen Handlungen zwischen dem 15. September 2008 und dem Zeitpunkt der Vorla-
ge eines Cost Saving Programmes am 14. März 2009 werden von mir gemäß einer 
von Joshua Bloom vorgeschlagenen Erweiterung der „Event-Structure Analysis“ 
(Griffin 1992; Griffin 1993), als eine Abfolge sozialer Handlungen und Ereignisse 
dargestellt (Bloom 2010). Die Verortung sozialer Handlungen im weiteren Kontext 
historischer Ereignisse erfordert theoretische und methodische Entscheidungen (vgl. 
Wagner-Pacifici 2010: 1352), wie man diese sozialen Handlungen im weiteren Kon-
text lokaler, nationaler, internationaler, transnationaler und globaler „soziospatialer 
Netzwerke“ (Mann 1997) verortet. Bedingt durch die Kürze des Beitrages fokussiere 
ich auf lokal und national verankerte Handlungen von AkteurInnen der betrieblichen 
Arbeitsbeziehungen des untersuchten DAX-Unternehmens. 
Die von Joshua Bloom (2010) vorgestellte Theoretically Informed Event Structure 
Analysis (TIESA) ist in der American Comparative Historical Methodological Tradition 
verankert. Dieser methodische Zugriff hat zum Ziel, auf der Grundlage detaillierter 
Analysen politischer Prozesse Annahmen zur kausalen Abfolge von Ereignissen zu 
tätigen (George/Bennett 2005; Goertz/Starr 2002; Mahoney/Rueschemeyer 2003). 
TIESA ist eine soziologische Methode, welche die kausalen Effekte eines komplexen 
historischen Prozesses auf einen anderen untersucht. In meiner Studie ist dies der 
Effekt der Finanzkrise von 2008 auf die politische Praxis der Interessenvertretung in 
einer Aktiengesellschaft der IT-Branche.9 
Auf der Grundlage einer Dokumentenanalyse und von zwanzig ExpertInnen-
Interviews10 habe ich politische Gruppierungen auf der Meso-Ebene herausgearbei-
tet, aus deren Perspektive die Ereignisse rekonstruiert und im Zeitverlauf eingebettet 
wurden. Es handelte sich hierbei um zwei politische Gruppierungen: eine gewerk-
schaftsnahe Gruppierung (GG), die an die IG Metall und ver.di angekoppelt war, so-
wie um eine unternehmensnahe Gruppierung (UG), in der viele der ANVs integriert 
waren, die AkteurInnen der informellen Interessenvertretung vor der Betriebsratsein-
führung. Zu allen drei Schlüsselereignissen wurden die Handlungen der beiden 
                                                            
7 Diese Institution wurde später in Global Laborship Relations (GLR) umbenannt. 
8 Auf die Transformation der politischen Struktur der informellen Interessenvertretung in eine Struktur der kol-
lektiven Interessenvertretung auf der Grundlage des BetrVG wird in diesem Paper nicht weiter eingegangen. 
9 In dem hier vorliegenden Paper werden nur die mit der Finanzkrise in Zusammenhang stehenden Aspekte der 
politischen Praxis der Interessenvertretung dargestellt. 
10 Die Interviews wurden im Zeitfenster Juni bis Oktober 2010 durchgeführt. 
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Gruppierungen gegenübergestellt und zu den Handlungen des Vorstandes in Bezug 
gesetzt. Die Darstellung der Handlungen und Ereignisse wurde somit aus retrospek-
tivischen Schilderungen generiert. 
Neben den Schilderungen der AkteurInnen der beiden politischen Gruppierungen 
wurden auch Schilderungen von Mitgliedern des Vorstandes, sowie ANVs und Be-
triebsrätInnen die keiner der beiden Gruppierungen zuzuordnen sind, berücksichtigt. 
Die im Rahmen der Dokumentenanalyse untersuchten Dokumente aus der Presse 
und dem Gewerkschafts- und Unternehmensumfeld wurden verwendet, um die Aus-
sagen der interviewten AkteurInnen in einen weiteren Bezugsrahmen einzupassen 
und auf ihre Konsistenz zu überprüfen. 
 
                                     
















Abb. 1: Politische Struktur der Interessenvertretung im Fallunternehmen11 
                                                            
11 Die Abkürzung ERO steht für Employee Relationship Office. 
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Das ExpertInnen-Sample wurde gemäß den drei Dimensionen des ExpertInnen-
Wissens (Bogner/Menz 2009: 52) zusammengestellt. Hierbei erfolgt die Auswahl der 
zu Interviewenden zunächst gemäß zweier Kriterien. Die Befragten mussten: 
(1) zwischen 2006 und 2010 Mitglieder des Betriebsrates oder ANV gewesen 
sein, oder die Befragten mussten 
(2) direkt in den Prozess der Einführung des Betriebsrates involviert gewesen 
sein (dies kann z.B. auch in der Rolle eines von den Shareholdern gewählten 
Aufsichtsratsmitgliedes, als Mitglied des Vorstandes oder als Repräsentant ei-
ner Gewerkschaft sein). 
Durch die Auswahlkriterien wurde sichergestellt, dass die Interviewten Zugang zu 
relevantem ExpertInnen-Wissen hatten. Sie sollten über das arbeitspolitische Tech-
nical Knowledge verfügen, d.h. sie sollten mit den Regeln und Routinen der politi-
schen Praxis der Interessenvertretung vertraut sein, einen gewissen Grad an Pro-
cess Knowledge vorweisen – dem Wissen darüber wie diese Regeln und Routinen 
bei konkreten Ereignissen tatsächlich angewendet wurden – und im Laufe der Zeit 
Interpretative Knowledge angesammelt haben und dadurch über einen eigenen re-
flektierten Standpunkt zu Themen der Interessenvertretung verfügen. 
2 Das historische Argument zum Stellenabbau nach der Finanzkrise 
Ich habe die Phase nach dem 15. September 2008 in drei Schlüsselereignisse unter-
teilt. Das erste Schlüsselereignis konstituiert sich aus Handlungen die auf eine Be-
kanntgabe von Sparmaßnahmen durch den Vorstand am 8. Oktober 2008 folgten. 
Der Vorstand stellte die per E-Mail angekündigten Sparmaßnahmen in einen direkten 
Zusammenhang mit dem makro-situationalen Phänomen der Finanzkrise. Die Fi-
nanzkrise ist bei dem untersuchten Fallunternehmen mit der E-Mail vom 8. Oktober 
2008 Teil der betrieblichen Realität der interviewten BetriebsrätInnen geworden. 
Die interviewten AkteurInnen der UG konstruierten die Sparmaßnahmen als eine 
Reaktion auf einen Eingriff von außen. Nach dieser Leseart war es Aufgabe der Be-
triebsrätInnen darauf zu achten, dass die Interessen der ArbeitnehmerInnen in den 
Reaktionen des Vorstandes berücksichtigt wurden. Es ging gemäß den Schilderun-
gen der AkteurInnen darum, Einfluss auf einen nun einsetzenden Prozess der Ge-
staltung von Sparmaßnahmen zu nehmen. Die interviewten AkteurInnen der GG da-
gegen stellten grundsätzlich die Notwendigkeit der vorgeschlagenen Sparmaßnah-
men in Frage. Die gewerkschaftsnahe politische Gruppierung fand zum ersten Mal 
seit der Einführung des Betriebsrates einen Nährboden vor, um sich in der Betrieb-
söffentlichkeit nachdrücklich für eine Interessenvertretung vis-a-vis dem Vorstand 
stark zu machen (GG1)12. Die unternehmensnahe Gruppierung war bemüht, Einfluss 
auf den Prozess der Umsetzung der Sparmaßnahmen zu erlangen (UG1). Es fällt 
auf, dass keine der beiden politischen Gruppierungen die Handlungen der anderen 
Seite direkt beeinflussten. Beide Lager waren zu sehr beschäftigt, auf die plötzliche 
Ankündigung der Sparmaßnahmen durch den Vorstand zu reagieren. Es sind die 
Handlungen des Vorstandes, welche die Handlungen GG1 und UG1 bedingten. Alle 
                                                            
12 GG1 kennzeichnet die erste untersuchte Handlung der gewerkschaftsnahen Gruppierung (GG). 
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Interviewten stellten die Handlungen des Vorstandes als Reaktion auf die Finanzkri-
se dar. Des Weiteren wurde deutlich, dass es für die AkteurInnen der UG, welche 
nicht ein Mandat im Aufsichtsrat inne hatten, einem Schock gleich kam, dass der 
Vorstand sie bzw. den Betriebsrat nicht vorab informierte. Man merkte in den Darstel-
lungen, dass diese AkteurInnen die eigenen Informationsrechte beschnitten sahen. 
Das zweite Schlüsselereignis besteht aus den Handlungen in Folge der Be-
kanntgabe eines Stellenabbaus am 28. Januar 2009 im Rahmen der Vorstellung des 
Jahresberichts 2008 durch den Vorstand in Mannheim. Es wurde angekündigt, dass 
die Zahl der weltweiten MitarbeiterInnen um 3.000 Stellen verringert werden sollte. 
Der Vorstand machte klar, dass auch Deutschland von diesen Kürzungen betroffen 
sein würde. Die gewerkschaftsnahe Gruppierung sah sich durch diese Bekanntma-
chung bestätigt und zweifelte in der Betriebsöffentlichkeit weiterhin die Notwendigkeit 
von Sparmaßnahmen und Stellenabbau an (GG2). Man hatte bereits die Sparmaß-
nahmen verurteilt und sah sich nun darin bestätigt, dass der Vorstand die Finanzkri-
se zur Rechtfertigung von Spar- und Umstrukturierungsmaßnahmen instrumentali-
sierte. Die unternehmensnahe Gruppierung wollte Einfluss auf die Ausgestaltung des 
Personalabbaus nehmen und konnte deswegen keine rein konfrontative Strategie 
fahren. Die UG arbeitete zusammen mit dem Vorstand an der Ausformulierung von 
Cost Saving Maßnahmen (UG2) und wirkte darauf ein, dass der Personalabbau an 
ein Abfindungsprogramm gekoppelt wurde, in dessen Rahmen sich MitarbeiterInnen 
freiwillig melden konnten. In diesem Schlüsselereignis verfestigte sich nun eine Kon-
fliktlinie zwischen den beiden politischen Gruppierungen: die GG forderte einen kon-
frontativen Kurs des Betriebsrates gegenüber dem Vorstand ein, während die UG 
einen kooperativen Kurs mit dem Vorstand verfolgte, um einen möglichst großen Ein-
fluss auf die Ausgestaltung und Umsetzung der Cost Saving Maßnahmen zu erlan-
gen. In den Interviews stellte sich diese Konfliktlinie in Form von Anschuldigungen 
der jeweils anderen politischen Gruppierung dar. Die Erinnerungstrukturen13 waren 
hierbei bei den AkteurInnen der UG von einem Projizieren nach außen geprägt: die 
Finanzkrise und die ‚gewerkschaftlichen’ Interessen der GG wurden außerhalb des 
Unternehmens und im Widerspruch zu den Interessen der ArbeitnehmerInnen bei 
SAP dargestellt. Die AkteurInnen der GG konstruierten in ihren Erinnerungen ein 
konfrontatives Bild von Management und Betriebsrat: der Vorstand nutze die Finanz-
krise, um Kostensparmaßnahmen und einen Stellenabbau zu rechtfertigen und der 
Betriebsrat habe dem aggressiv entgegen zu wirken. 
Die Handlungen des Vorstandes aus dem ersten Schlüsselereignis hatten nach 
wie vor einen sehr starken Einfluss: sie definierten den Raum der möglichen Hand-
lungsoptionen der UG und dienten der GG weiterhin als Gegenstand der Kritik. Was 
in diesem Schlüsselereignis neu hinzu kam, war, dass die AkteurInnen der beiden 
politischen Gruppierungen sich dezidiert voneinander absetzten, die eigenen Hand-
lungen dezidiert den Handlungen der anderen politischen Gruppierung gegenüber 
stellten. Die GG definierte sich in sehr starkem Maße darüber, dass sie sich von der 
UG abgrenzte und sich ihr mit ihren Forderungen diametral gegenüber stellte. Mit 
                                                            
13 Hierbei verstehe ich Erinnerungsstrukturen im Gidden’schen Sinne als „memory traces orienting the conduct of 
knowledgeable human agents“ (Giddens 1986: 17). 
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anderen Worten: die Handlung UG2 bedingte die Handlung GG2; GG2 war eine Re-
aktion der GG, eine Strategie, sich bestmöglich von der UG abzusetzen, und als Al-
ternative wahrgenommen zu werden. In entgegengesetzter Richtung war dies bedeu-
tend schwächer ausgeprägt. Die UG distanzierte sich zwar auch von der GG, ohne 
dass diese Distanzierung die gleiche Bedeutung wie für die AkteurInnen der GG hat-
te. Die Abgrenzung von der GG erfolgte vor allem zum Zwecke einer Positionierung 
in der Betriebsöffentlichkeit: man grenzte sich von der gewerkschaftsnahen politi-
schen Gruppierung im Hinblick auf die im kommenden Jahr anstehenden Betriebs-
ratswahlen ab. 
Das dritte Schlüsselereignis ist von mir zum Zeitpunkt der Vorlage des Cost 
Saving Programmes am 14. März 2009 verortet worden. Die unternehmensnahe poli-
tische Gruppierung hatte an dem 30-seitigen Abfindungsprogramm mitgearbeitet und 
dem eigenen Verständnis nach eine weitestgehende Ausgestaltung im Sinne der 
ArbeitnehmerInnen verfolgt (UG3). Die gewerkschaftsnahe politische Gruppierung 
erneuerte ihre Zweifel an der Notwendigkeit der Cost Saving Maßnahmen und kriti-
sierte nach wie vor die Mitarbeit der UG an den Cost Saving Maßnahmen (GG3). Mit 
dem Unterzeichnen des Gesamtsparpaketes war die Reaktion des Vorstandes auf 
die Finanzkrise nun auch formal-rechtlich umgesetzt worden. Der Einfluss der Reak-
tion des Vorstandes auf die Finanzkrise war somit auch im letzten Schlüsselereignis 
konstitutiv. 
Ich argumentiere, dass dem Vorstand des Fallunternehmens im untersuchten 
Zeitraum eine Schlüsselrolle bei der Übersetzung der Finanzkrise in eine Wirt-
schaftskrise zukam. Es waren die AkteurInnen des Vorstandes, welche durch das 
Versenden eines Katalogs von Kostensparmaßnahmen die Finanzkrise in die be-
triebliche Realität der Organisationsmitglieder einführten und den Stellenabbau vo-
rantrieben. 
Die Reaktionen des Vorstandes auf das makro-situationale Phänomen der Fi-
nanzkrise hatte außerdem eine nach wie vor latent vorliegende Konfliktlinie im Be-
triebsrat, welche aus der Phase der Betriebsratseinführung stammt, wieder zu Tage 
gefördert. Die Handlungen der AkteurInnen des Vorstandes induzierten das erneute 
Herausbilden einer Konfliktlinie zwischen den beiden untersuchten politischen Grup-
pierungen: während die UG das zum 11. Februar 2009 durch den Vorstand unter-
breitete Angebot zur Mitarbeit an einem Abfindungsprogramm annahm, lehnte die 
GG dieses Angebot kategorisch ab und vertrat diese Position aggressiv in der Be-
triebsöffentlichkeit. 
3 Analyse der Cost Saving Maßnahmen vom 14. März 2009 
Die von den BetriebsrätInnen ausgehandelten kompensatorischen Elemente 
Ich habe den Beginn der untersuchten Zeitsequenz auf den 8. Oktober 2008 gelegt. 
An diesem Tag wurde den MitarbeiterInnen per E-Mail durch die Sprecher des Vor-
standes ein Katalog von Sparmaßnahmen zugesendet, dessen Notwendigkeit mit 
der Finanzkrise und den Folgen für die Kunden des Unternehmens begründet wurde. 
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Die BetriebsrätInnen waren nicht von Anfang an in den Prozess der Erstellung eines 
Konzepts zur Antizipierung und Abfederung der möglichen Folgen der Finanzkrise für 
das Unternehmen beteiligt – die E-Mail erreichte sie genauso unvorbereitet wie die 
ArbeitnehmerInnen. Erst in den Verhandlungen seit der Vorlage eines Eckpunktepa-
piers durch den Vorstand am 11. Februar 2009 waren die interviewten AkteurInnen 
des Betriebsrates direkt an der Ausgestaltung der Sparmaßnahmen für Deutschland 
beteiligt. Es wurde in Bezug auf den Stellenabbau mit dem Vorstand ein Einsparziel 
von 24 Mio. € vereinbart, was einem Full Time Equivalent (FTE)14 von 640 entspricht 
(SAP AG 2009: 3). 
Es stellt sich nun die Frage, welche kompensatorischen Maßnahmen im Sinne 
der Beschäftigten die BetriebsrätInnen gegenüber den AkteurInnen des Vorstandes 
durchsetzen konnten. In den Interviews sind vor allem folgende kompensatorischen 
Elemente als ‚im Sinne der MitarbeiterInnen’ aufgeführt worden: 
(1) 40 FTE konnten dadurch erzielt werden, dass 200 VollzeitmitarbeiterInnen für 
zwei Jahre ihre Arbeitszeit um 20% reduzierten. 
(2) Der Stellenabbau erfolgte durch eine zeitlich befristete freiwillige15 Maßnahme 
(01.01.2009 bis 31.12.2009). 
(3) Die Meldung für einen Aufhebungsvertrag erfolgte über ein Portal im Intranet 
des Unternehmens und war bis zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Aufhe-
bungsvertrages nur den direkten Vorgesetzten bekannt. 
(4) Die Anmeldung für einen freiwilligen Aufhebungsvertrag war allen Mitarbei-
terInnen mit einem gültigen deutschen Arbeitsvertrag möglich, d.h., es erfolgte 
keine Vorauswahl durch den Arbeitgeber am Standort Deutschland. 
(5) Es wurde ein Konsens mit dem Arbeitgeber erzielt, dass der Betriebsrat in der 
Betriebsöffentlichkeit die MitarbeiterInnen eigenständig unterrichten durfte und 
somit als interessenspolitische AkteurIn in Erscheinung treten konnte. 
Die Finanzmarktöffentlichkeit als Referenzpunkt der Handlungen 
Im Anschluss an Punkt (5) fällt nun bezüglich des Ergebnisdokuments vom 14. März 
2009 auf, dass die Kommunikation der Maßnahmen des Stellenabbaus für Deutsch-
land, welche über die Betriebsöffentlichkeit hinausgingen, dezidiert den AkteurInnen 
des Vorstand vorbehalten blieb und im Rahmen des Gesamtpaketes der Kosten-
sparmaßnahmen für Deutschland erfolgte (SAP 2009: 5). Dadurch war es für die Be-
triebsrätInnen nur schwer möglich, ihre politische Praxis der Interessenvertretung 
und ihren Anteil am Gesamtpaket der Kostensparmaßnahmen über das Unterneh-
men hinaus sichtbar zu machen. Als Folge hiervon war es den BetriebsrätInnen nicht 
möglich, die Maßnahmen zu einer anderen Gruppe, z.B. einer Berufsgruppe (Infor-
matiker) oder der Gruppe der Beschäftigten in einem Wirtschaftsbereich (IT-
Branche), in Bezug zu setzen. Ich argumentiere, dass hierdurch eine Darstellung des 
Gesamtpaketes der Kostensparmaßnahmen in der Öffentlichkeit gegeben war, die 
ausschließlich von den AkteurInnen des Vorstandes generiert und kontrolliert wurde. 
                                                            
14 Ein Full Time Equivalent entspricht einer VollzeitmitarbeiterIn. 
15 Der Stellenabbau erfolgt in Form von Aufhebungsverträgen, für die man sich freiwillig melden konnte. 
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Die BetriebsrätInnen waren somit an der Erarbeitung des Gesamtpaketes der Kos-
tensparmaßnahmen beteiligt, jedoch nicht an der Initiierung der Sparmaßnahmen 
und der kommunikativen Legitimierung dieser Maßnahmen in der Öffentlichkeit. Die 
Initiierung und Darstellung der Kostensparmaßnahmen erfolgte in erster Linie aus 
einer und in eine Finanzmarktöffentlichkeit hinein: das Gesamtpaket der Kosten-
sparmaßnahmen vom 14. März 2009 ist als Reaktion auf die Finanzkrise von 2008 
deutend zu verstehen. Die Außendarstellung der Maßnahmen durch den Vorstand 
wurde dezidiert als Maßnahme der Kosteneinsparung und nicht z.B. einer langfristi-
gen Arbeitsplatzsicherung kommuniziert. Auch wenn die BetriebsrätInnen ihre Legi-
timation durch ein nationales soziospatiales Netzwerk erhalten, welches unter ande-
rem auf den strukturellen Prinzipien des BetrVG beruht, war doch die dadurch gene-
rierte Macht der BetriebsrätInnen nicht stark genug, um über die Betriebsöffentlich-
keit hinaus, in eine weitere Öffentlichkeit hinein kommunizieren zu können. Es lag 
hier eine Vertretungsmacht der BetriebsrätInnen vor, die sich auf der Mikro-Ebene in 
arbeitspolitischen Verhandlungen manifestierte, jedoch nicht über die Meso-Ebene 
des Unternehmens hinausreichte, um einen eigenständigen Kommunikationskanal 
zu etablieren, der über die Finanzmarktöffentlichkeit hinauswies. Es war das Ziel der 
BetriebsrätInnen, auf der Meso-Ebene des Unternehmens Interessen zu bündeln; 
das Machtpotenzial zur Absicherung eines kommunikativen Handelns über die Meso-
Ebene hinaus und für ein weiteres Publikum als die Finanzmarktöffentlichkeit war 
jedoch nicht gegeben. Ich argumentiere deshalb, dass der zentrale Referenzrahmen 
auf der Makro-Ebene bei dem von mir untersuchten DAX-Unternehmen auch für die 
AkteurInnen der Interessenvertretung der Finanzmarkt war. 
Die im Fallunternehmen vorgefundene Situation konfrontierte die BetriebsrätIn-
nen mit der Herausforderung, ihre eigene politische Praxis mit einer breiteren Öffent-
lichkeit auf der Makro-Ebene in Verbindung zu setzen. Dass dies den BetriebsrätIn-
nen schwer fiel, liegt meines Erachtens vor allem daran, dass sie selbst die Beleg-
schaft als eine Leistungsgemeinschaft sahen. Als eine Gruppe von Subjekten, die 
gemeinsam versuchte, am Markt für Software eine Bandbreite von Softwareproduk-
ten und die daran gebundenen Dienstleistungen zu platzieren und möglichst gewinn-
bringend zu verkaufen. Alles was über die Meso-Ebene des Unternehmens hinaus-
wies, setzte diese Leistungsgemeinschaft in direkten Bezug zum Finanzmarkt, der 
bewertenden Instanz des Shareholder Value. Es gab zwar durch die GG Bemühun-
gen weitere Referenzpunkte auf der Makro-Ebene zu adressieren, dies scheiterte 
jedoch daran, dass diese AkteurInnen als die Gruppe stigmatisiert wurden, die gegen 
den Willen der Mehrheit der MitarbeiterInnen einen Betriebsrat initiiert hatte. 
Wodurch generiert und reproduziert sich die Konfliktlinie im Betriebsrat? 
Die in den ExpertInnen-Interviews dargelegten Erinnerungen spiegeln starke Unter-
schiede in der Wahrnehmung der drei Schlüsselereignisse wider. Ich deute die Un-
terschiede in den Schilderungen mit Maurice Halbwachs als Folge zweier unter-
schiedlicher Collective Memories auf der Meso-Ebene, welche in den Erinnerungs-
strukturen der beiden politischen Gruppierungen verankert sind: 
„What makes recent memories hang together is not that they are contiguous in time: it is rather 
that they are part of a totality of thoughts common to a group, the group of people with whom we 
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have a relation at this moment, or with whom we have had a relation on the preceding day or 
days. To recall them it is hence sufficient that we place ourselves in the perspective of this group, 
that we adopt its interests and follow the slant of its reflections. Exactly the same process occurs 
when we attempt to localize older memories. We have to place them within a totality of memories 
common to other groups, groups that are narrower and more lasting, such as our family. (…) 
[V]arious modes by which memories become associated result from the various ways in which 
people can become associated. We can understand each memory as it occurs in individual 
thought only if we locate each within the thought of the corresponding group.” (Halbwachs 1992: 
52f.) 
Bis zu dem Zeitpunkt, zu dem ich mit den Interviews begann (Juni 2010), hatten sich 
die Erinnerungen zu den Handlungen und Situationen, welche das erste Schlüssel-
ereignis konstituierten, schon verfestigt. Die beiden politischen Gruppierungen wie-
sen unterschiedliche Erinnerungsstrukturen auf. Nicht nur, dass konkrete Situationen 
und Ereignisse anders gedeutet wurden, sie wurden auch in unterschiedlicher Weise 
zueinander in Verhältnis gesetzt. Aufgefallen ist mir hierbei, dass die Deutungsmus-
ter der unternehmensnahen politischen Gruppierung sich zum Teil bis in die Erinne-
rungen der anderen politischen Gruppierung hinein verfestigt hatten, hier jedoch 
meist abgelehnt wurden. In umgekehrter Form ist mir dies bei keinem der Schlüs-
selereignisse aufgefallen. 
Maurice Halbswachs spricht davon, dass ein Modus „by which memories become 
associated result[s] from the various ways in which people can become associated“ 
(Halbwachs 1992: 53). Es hat sich in den Interviews gezeigt, dass sich die Assozia-
tionsformen der Subjekte aus der UG, als ANVs, aber auch im weiteren Kontext des 
Organisationsnetzwerks der SAP, sehr stark in den Schilderungen widerspiegelten. 
Die AkteurInnen der GG dagegen wiesen viel häufiger auf Zusammenhänge hin, die 
außerhalb der Sphäre des Unternehmens lagen: das BetrVG, Gewerkschaften, etc. 
Ich denke, dass sich hier die Verdrängung dieser AkteurInnen in einen Bereich au-
ßerhalb der SAP auch in den Schilderungen von Erinnerungen manifestierte. Die 
AkteurInnen der GG sind zur Durchsetzung ihres Ziels, der Einführung eines Be-
triebsrates bei SAP, Assoziationen eingegangen, die über die SAP hinausreichen. 
Damit wurden sie von der UG als eigenständige Gruppe ausgemacht und isoliert. Die 
UG hat sich als Sprachrohr der Mehrheit der SAP-MitarbeiterInnen positioniert und 
war dadurch in der Lage, die Assoziation der GG zur Organisation SAP in Frage zu 
stellen. Sie verorteten diese Gruppierung bei den Gewerkschaften außerhalb der 
SAP. 
4 Schlussfolgerungen 
In dem untersuchten Fallunternehmen war nach der Reaktion des Vorstandes auf die 
Finanzkrise von 2008 eine Konfliktlinie zwischen einer gewerkschafts- und einer un-
ternehmensnahen politischen Gruppierung wieder emergent geworden. Während die 
AkteurInnen der UG mit dem Vorstand des Unternehmens Cost Saving Maßnahmen 
erarbeiteten, lehnte die GG die Kostensparmaßnahmen ab. Ich habe argumentiert, 
dass die Handlungen des Vorstandes eine Finanzmarktöffentlichkeit adressierten 
und dass die AkteurInnen der UG diese Ausrichtung akzeptierten, um im Aushand-
lungsprozess mit dem Vorstand kompensatorische Elemente im Interesse der Ar-
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beitnehmerInnen durchsetzen zu können. Die GG hat die von den AkteurInnen der 
UG verfolgte politische Praxis der Interessenvertretung nach der Krise kritisiert, war 
jedoch aufgrund der Machtverhältnisse im Betriebsrat nicht in der Lage, eine alterna-
tive Handlungsstrategie durchzusetzen. Den AkteurInnen der UG war es möglich, 
ihre Strategie in der Krise in die Betriebsöffentlichkeit hinein zu kommunizieren und 
dadurch das eigene Handeln vor den ArbeitnehmerInnen zu legitimieren. Diese Legi-
timierung konnte jedoch nur im durch die Handlungen des Vorstandes vorgegebenen 
Kontext des Finanzmarktes erfolgen. 
Richtet man den Blick nach vorne, so stellt sich die Frage, ob und zu welcher Re-
ferenzgruppe außerhalb des Betriebes die BetriebsrätInnen im Fallunternehmen ihre 
politische Praxis in Bezug setzen und in welche Öffentlichkeit sie dies kommunizie-
ren wollen? Dies scheint mir bis zum Ende der ersten Legislaturperiode am 18. Mai 
2010 noch nicht geklärt worden zu sein. 
Betrachtet man die Ereignisse im untersuchten Fallunternehmen als Ausdruck 
eines „marktzentrierten Kontrollmodus“ (Dörre/Röttger 2003; Peters/Sauer 2005; 
Kratzer 2005), so lassen sich zwei zentrale Aspekte in den untersuchten Prozessen 
der Übersetzung des makro-situationalen Phänomens der Finanzkrise von 2008 in 
die betriebliche Realität der AkteurInnen erkennen: 
(1) die starke Ausrichtung der Handlungen des Vorstandes an und auf eine Fi-
nanzmarktöffentlichkeit, welche auch die Handlungen der politischen Gruppie-
rungen im Betriebsrat strukturierten, und 
(2) die Deutungsmacht des Vorstandes in Bezug auf die Initiierung und Darstel-
lung der Kostensparmaßnahmen. 
Die von Andreas Boes postulierte Zentralisierung von strategischen Entscheidungen 
in der Unternehmensleitung auf der Ebene der Corporate Governance (Boes 2003) 
und eine damit einhergehende Ausrichtung an den Finanzmärkten (Haipeter 2003), 
ließen sich in dem Fallbeispiel somit nachzeichnen. Es lag keine Ausrichtung an ei-
nem Absatzmarkt vor, im Fallbeispiel dem Markt für Software und IT-
Dienstleistungen, sondern eine Ausrichtung am nach wie vor äußerst instabilen Fi-
nanzmarkt. Eine Deutung des untersuchten Falls als eine Manifestation eines 
„marktzentrierten Herrschafts- und Kontrollsystems“ (Marrs 2010: 343ff.) scheint an-
gebracht. Die Übersetzung der Finanzkrise in eine Wirtschaftskrise, wurde im Fall-
beispiel durch den Vorstand initiiert und im Ablauf der folgenden Ereignisse von den 
Handlungen des Vorstandes strukturiert. 
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